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Berechtigung, Tiefe und Energie des Verlangens nach ein­
heitlichem Recht für Deutschland und Österreich lassen sich 
nur geschichtlich erklären und verstehen. J enes Verlangen 
steht nicht erst in zeitlichem oder ursächlichem Zusammenhang 
mit der gegenwärtig brennenden Anschlußfmge. Gewiß hat 
es durch sie neue und gesteigerte Bedeutung gewonnen. Dar­
auf ist zurückzukommen. Aber das Anschlußproblem besteht 
seit einem Jahrzehnt, die Bewegung der Rechtsgemeinschaft 
seit Jahrhunderten. Sie würde auch dann, ja dann erst l'echt 
nicht zum Stillstand kommen, wenn es völkerrechtlichem Zwang 
gelänge, den staatlichen Zusammenschll.1ß beider Reiche dau­
ernd zu verhindern. Worauf beruht die unaufhaltsame Kraft 
. und Stärke dieses Willens zur Einheit im Recht? 

Zweimal im Laufe einer mehr als tausendjährigen Geschilchte 
waren Deutschland und Österreich innerhalb eines Staaten­
systems vereinigt. Das erstemal im , .. Heiligen Römischen Reich 
Deutscher Nation", das I806 in Trümmer ging. Das andere 
Mal iIn "Deutschen Bund" von I 8 I 5 bis I 866. Wie stand es 
in diesen Zeiten um Einheit des Rechts? 

Für das alte Reich mag man in dieser Frage, a.ufs große 
Ganze gesehen, zwei Zeitabschnitte unterscheiden, abgegrenzt 
etwa durch das Ende des Mittelalters an der Wende des 
15· Jahrhunderts. Den unendlich verschlungenen Wegen der 
Staaten, und Rechtsbildung im alten Reich ist hier nicht 
nachzugehen. Aber eines steht fest. Vor jener Zeitgrenze waren 
die meisten Siedelungen und Städte, die nachmals den terri­
torialen Grundstock des heutigen Österreich gebildet haben, auf 
germanische Volksrechte, auf uraltes deutsches Recht gegri'tn-
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det. Hierfür besitzen wir die quellcmniißigen Nachweise 1). 
Allerdings ist dann in nachmittelalterlic:her Zeit, veranlal.lt 
durch die Vollendung der Landeshoheit nnd gctrag-t~n VOll der 
steigenden Fürstenmacht, auch in jenen Gebieten :vielfach wit'· 
der fremdes Recht an Stelle VOll deutschem getreten. D(~UlsclH'S 
Recht aber ist trotzdem auf altösterreichischcl1l Boden IdH~ndig 
geblieben. Wenn nicht in der Form cillheitlidwll GI.lSctiws­

rechts, so in der Stärke gemeinsam verbliebener RechtsüberWll' 
gung, mit der Wucht eines ursprünglichen Einheitsbewußtseins 
in den kulturellen Grundlagen des Rechts. An dem Fortbestand 
dieses Einheitsbesitzc!i hat auch der ReichsuI1tcrgang von 1806 
nichts geändert. Er ist ebenso in den Deutschen IhmdJ die 
Schöpfung des Wicner Kongresses VOll 18 I 5, übergegangen. 
Dieser Bund war zwar kein mit sclbstündigl'l' (;t:setl.l:chtlll~~~;g'!', 
walt iiiber seine Gliedstaaten ausgerüsteter Staat, er war <'in hlo!:. 
viiU::errechtlicher Verein von 42 souverüncll S taattmmi tglk:dCl'll, 
ein Staatenbund, Gemeinsam vcrpflkhtcmlcs Recht knrmt(: ahm 
nur dadurch (!lltf:itehen, daß im Vertragswt'.g(~ durch das Hundc~" 
organ) dcn Bundestag in Frankfurt, dil: Einzcllitaateu ü1H:r dt'n 
IIlhalt gleichlautender Gesetze sich vorstiillcligwll, [hH: (;dtuntt' 
hing von (k~r souvedillcn Veddindung durch di(~ Einl.l~h;taatt!n 

ab. Die Neigung, auch das Bechirfnis :l.tl l'iuldwl' V m'sHiudigung 
war im Deutschen Bund gering, Locker, kalt, ('ifm!iüc:htig stan­
den sich die Bundesstmttcll gegt~l1iiber. Der vViderstreit l.umal 
zwischen Preußcll und Üsterrt~kh, an dem der Hund schließ­
lich zugrunde gillg, ist bekannt. (ilckhwohl bliclb ~Hlch die Ihm­
düszeit für die Rechtsgcmeinschnft !licht ohne bedeutungsvollen 
Ertrag. Die mächtigen wirtschaftlichen Bedi.irfnisse des Zab­
ltmgs- und Handelsverkehrs uUl'chbrachen die Grenzen dCl" aus­
tichlicßlich partikulüren Rcchtsbildllng und schufen in der 
Deutschen Wechsclordnullg von 1847 und im Allgcmeinen 
Deutschen Handelsgesetzbuch von 1860 gemeinsames Recht. 

In eben dieses Jahr fiel ein Ereignis, das für die Pflege der 
Rechtsgcmeinschaft zwischen Deutschland lind Österreich ent­
schcidendgewol'den und geblieben ist bis auf den heutigen Tag . 
.. ",-----

.1) Ich verweise auf den ausgezeichnet orientierenden Artikel "Zur 
dcutsch-österreichischcn Rechtsangleichung Cl von H. Graner und die 
dort angeführte Literatur in 11 Deutsche Richterzeitung" , Leipzjg} 
Heft 9 vom r 5. September 1928. 



Dieses Ereignis ist die Gründung des Deutschen Juristentags. 
Er versammelte sich erstmalig Ende August 1860 in BerEn. 
Unter seinen Aufgaben und Zielen stand die "Rechtseinheit im 
Deutschen Vaterlande" mit in vorderster Reihe. In allen nur 
denkbaren vVendungen wurde diese Forderung auf der Berline!' 
Tagung nicht allein von den Mitgliedern des Juristentags, son­
dern auch von den Justizministern der Einzelstaaten gestellt. 
Es ist erstaunlich, in welchem Umfange schon damals eine ein­
heitliche Rechtsgesetzgebung ins Auge gefaßt war. Die zahl­
reich vorliegenden Anträge erstreckten sich schon 1860 auf 
ein AIIgemeines Deutsc11es Strafgesetzbuch, auf einheitlichen 
Zivilprozeß, wichtige Teilgebiete des Privatrechts, wie Obliga­
tionen-, Hypotheken-, eheliches Güterrecht, auf eine al1gemei.ne 
Advokaten- und NotariatsordnunK, ja auf Errichtung eines ge­
meinschaftlichen obersten 'I-iandelsgerichtshofs. Es handelte sich 
also damals zwar noch nicht U111. die spezifische Rechtseinheit 
zwischen Deutschland und Österreich allein, sondern um eine 
solche unter allen deutschen Bundesstaaten, zu. denen. Öster­
reich als P~äsidialmacht gehörte. Aber der unmittelbar fol­
gende Gang der politischen Ereignisse hat gezeigt, von welch 
grundlegend nachhaltiger Bedeutung es war, daß schon 1860, 
gewissermaßen noch eben vor TOt'schluß, der Gedanke der 
Rechtseinheit mit so großzügiger und idealer Zielsetzung zum 
Programm des gesamten deutschen Juristenstandes erhoben war. 

Auf diese Lage· traf der Bundeskrieg 1866. Nach dem Pra­
ger Frieden vom 23. August schied Österreich aus dem Deut­
schen Staatensysteme aus. Die Rechtsbildung in Form der Ge­
setzgebung hatte folgerichtig hier und dort nunmehr ihre eige­
nen \Vege zu gehen. So schien das Ende der Rechtseinheit für 
alle Zukunft gekommen. Ohne die Gründung von 1860 wUrde 
diese Folge in der Tat mindestens und gewiß bis zur Schick­
salsgemeinschaft von 1918 eingetreten sein. Diese würde zwar 
aus politischen und kulturellen Notwendigkeiten den Gedanken. 
der Rechtsgemeinschaft mit Bestimmtheit von sich aus wieder 
aufgegriffen und erneuert haben. Aber unter unendlich er-

.. schwerten Voraussetzungen, ohne Tradition, ohne Kontinui­
tät, ohne ein Organ, welches der anerkannte und autoritatiV1c 
Träger jenes Gedankens gewesen wäre. Der Deutsche Juristen­
tag hat ihn in die Gegenwart hinübergerettet. Sein Bestand 
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blieb von den Kriegsereigllisscn 1866 unberührt. Er trat in 
alter Zusammensetzung und mit ullvcrfinclertelll Programm nach 
dem Kriege erstmalig schon wieder I H07 in München zusa.m· 
men. Der Geist und Wille zur Rechtsdnhcit der gleiche. lJit~ 
Beteiligung der Österreicher unverIi.ndmt. nie staatliclw Tn'n­
l1'ung ohne Einfluß auf das geschichtlich ·lid verwurzelt. ... : 
Rechtsbewußtsein. Ergreifend wurde diese Stimmung \'on Garl 
Gcorg von W,Hchtcl', dem Priisidcnten d(!S ]ul'istnntags von 
1867, zum Ausdmck gebracht. '.' vVie sehr auch di(~ Angichtt~n 
über die Bedeutung der Ereignisse von I866 1..md ihrer Folgen 
auseinandel'gehen mögen, darauf darf ich fest bttUtln, daß uns 
die Gesinnung der Treue gegen unser deut!'ichcs (;('samtvatcr· 
land zusammengeführt hat, dal!> nut' eiIw Stinlllw darüht'r heTt e 

sehen 'wird, daß wir an dem (;{:IlWiIlSanH'H1 und I':il1i~wnclPlll ft·.,t· 
halt{~n.".,Die Verbindung" des lJeul,;<:lwlI JlIrist(·lll:lI.~e!-> soll alh~ 
Stämllle Deutschlands ums(.:hließen in dt'lll .I.mmlll[lHmwit'k(~ll 

ihrer Juristen zur Erzielung nati{JlH:lI{!rRt:(:ht~einhdt und zur 
Filnkrung des gesamten dmttsdlCU Vatt:rlandl~s." Um dNI w'r­
iimkrten Rtaatlichen VerhH!tnissen R,!("hmmJ~ zu tragen, kam 
nochmals dt,s üftererl dl~r GI~dallkt: auf, dt'n J uristt!nlag fort.m 
als "tlcutsch·i)sterrciehi:;dwti" tU lw:wklnwn. J)j(':';(~l' Anregung 
wurde niemals stattg{~gd)(~n. 1 )t:r staatlicht~ Dualhmlmi sollt{! 
innerhalb der geschlosstmen CJl'I.,anisationfiit, R( .. chtsein.1u~it 
nicht trennend ZUlU Ausdruck gdang(~n. AUe Mitglieder des 
Juristentags waren von der Einheit dC)i J)(mtschtums und ck'S 
(1<.~utschcn R{!ch ts urnfn!!'t. 

Mit dieser festen Traditüm trat der Deutsche ]uristcnm.g in 
die Periode des Kaiserreichs. Zwischen Reichsgriindung und 
Beginn des Weltkrh:gcs war er 2S m~ll versammelt. Zuletzt in 
Wien 1912. - Auf allen diwscn Tagtmgcn wurde der Gemein~ 
schaftsgedanke für die seiner Zuständigkeit vorbehaltellen 
Rechtsgebiete tnm bewahrt und gepflegt. Es waren dies sat· 
zUllgsgemäß bürgerliches Recht, Strafrecht, Prozcß und seit 
1906 a.uf Antrag eines österreichischen Juristen auch das Ver­
waltungsrccht. überall wurden die Möglichkeiten oder Notwen­
digkeiten gemeinsamer Gesetzgebungsziele sorgfältig geprüft. 
Besonders eindrucksvoll trat dies vor allem auf den in Öster­
reich selbst abgehaltenen Juristentagcl1 hervor. So gewisser­
maßen programmatisch auf dem ersten Snlzburger von 1876 in 



den vVorten des österreichischen Justizministers, "daß. dem 
Deutschen Reiche und Österreich trotz der politischen Schei­
dung ein gemeinsames Rechtsleben verblieben ist, nämlich 
eine auf gleicher Grundlage emporgewachsene und in gleichem 
Geiste gepflegte Rechtswissenschaft und eine die Pfade der Ge­
setzgebung ebnende gemeinsame Geistesarbeit, die um so mehr 
Erfolg verspricht, als die zu lösenden Aufgaben wesentlich 
gleichartige sind." Derselbe Grundton in Innsbruck 19°4) in 
\Vien 1912, wo eine Entschließung über die Todesstrafe im 
künftigen deutschen und österreichischen Strafrecht zur An­
nahme kam. SelbstV'erständlich trat bei der völligen staatlichen 
Trennung der nur noch durch völkerrechtliche Bezielnmgen ver­
bundenen beiden Reiche die Erwartung einer unmittelbaren ge­
setzesrechtlichen Einheit in dieser Periode je länger je mehr in 
den Hintergrund. Die Parole wird Rechts-"Angleichun,g", 
Rechts-"Annäherung". Aber das bedeutete keine Abschwä­
chung in der Sache selbst. Die alte Forderung blieb in alter 
Kraft bestehen. 

Unerwartet hat der. Schicksalsspruch des vVeltkrieges eine 
entscheidende Wendung gebracht und, Wenll auch mit Unter­
brechungen und Störungen, die Kttrve der Einheitsbewegung 
zur höchsten Höhe geführt. Zunächst freilich war dadurch auch 
die Geistesarbeit an der Rechtsgemeinschaft zwischen Deutsch­
land und Österreich zum Stillstand gebracht. Juristentage fan­
den nicht mehr statt. Der für September 1914 nach Diisseldorf 
ausgeschriebene konnte nicht mehr abgehalten werden. Aber 
schon im April 19I6 trat das repräsentative Organ des Juristel1-
tags, die Ständige Deputation, zusammen, um unter dem Druck 
der immer stärker gewordenen wirtschaftlichen Bedürfnisse 
und als Auswirkung des militärischen und politischen Zusam­
menschlusses heider Reiche auch die Rechtsanlläherung wieder 
unter großen und erweiterten Gesichtspunkten inclie Hand zu 
nehmen. Auch die Strafrechtseinheit kam auf das Programm. 
Aber sie war nicht das einzige Einheitsziel. Nach einem I9 17 
fest aufgestellten Arbeitsplan sollte die Rechtsannäherung auf 
das gesamte Gebiet des Wirtschafts- und Verkehrs rechts sich 
erstrecken. Schon waren Gutachter teils bestellt teils in Aus­
sicht genommen für Wechsel- und Scheckrecht, für Eisen­
bahntransport-, Seeschiffahrts-, Seeversicherungs-, Binnenschiff-
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fahrtsrecht, für Patent-, Musterschutz-, Warenzeichcngcsetz­
gebung, für Schutz gegen unlauteren Wettbewerb und für Ur­
heberrecht. Alle diese Pläne konuten indessen nicht mehr zur 
Durchführung kommen. Der Weltkrieg zwang auch (He gei­
stigen Arbeiter in seinen eisernen Dienst. Die äll(j(~n~n Um, 
stände erschwerten persönliche Berührung und Zl1SamnWIl 
künfte. Unter den letzten Stürmen des Völkcrringeus t rat dip 
Sorge um Rechtseinheit vollends zutiick. Und in der er~lI~n 
Schreckenszeit nach dem für heide Reiche gleich gru.l1SanH'1I 
Ende mochte es scheinen, als sei das Ideal der Rechtscinlwit 
überhaupt und für immer begraben. In Wirklichkeit hat ('$ VOll 

dieser Zeit ab neues Leben und greifbare C;cstalt gewouucll. 
Wohl war die Hoffnung zersttirt, Rechtseinheit al!'l Frucht sie).: 
r-eichcl' vVaffenbrüdcrschaft einzuhrillgl,'n . Das \'iillwl'l'I" ~h tlidH' 
Bündnisverhiiltnis war durch da~ Kri(~g::;schkksal ~~'I"'pt'(~nHt. 

(kr staatsrechtliche Zusammenschluß untm' Ver!C'tiGlmg <:1('" 
Rechtcs der Selbstbestimmung durch Machtspnwh (h~r Frit' 
(knsdiktatc vorläufig gehemmt. Um sn mli<-htigpr alH~I· t~rhoh 
und regte sich lltm in gellwinsHllwr Not das ull;,erstl)rhaJ'(~ Ht.'" 
wußtsein der Stamnwseinlwit und det' von viilkt!rn~chtlidlt:m 
Zwang unerreichbare .Eillheit~\(lrallg nadl g\·h;tig(·J' Gt~meh), 

schnft in Kultul' und Recht. Und nicht nur die (kllt~dl('m JII­
ristentage cl·er Nachkricgs:.wit, Bamlwrg ! <)2 t, H(,~j{k~lberg' I 924. 
Köln 1<;)26. Sal1,burg I<)zH blieben fortan die Tdiger deutsch· 
österreichisc1wl' RedllsgemeinsdwfL Ihre starke StUtze findm 
sie fortan ill der willigen und sachverständigen Mitarbeit d!;~l' 
Reichs- und Bundesregierungen und nicht zuletzt in der opfer­
willigen Ttitigkcit der frei gebildeten Rechtsausschüsse der 
deutsch-österreichischen und österreichisch-deutschen Arbeits. 
gemeinschaften. Die Einheitsbewegung auf dem Gebiete des 
Rechts hat nunmehr die Schranken fachmiinnisch interessierter 
Kreise überschritten und ist zur Herzenssache der Völker ge­
worden. 

In der praktischen Gemeinschaftsarbeit ist zunächst der Plan 
eines einheitlichen Strafgesetzbuchs in· den Vordergrund getre­
ten. Auch das ist geschichtlich verallIaßt. Bei Eintritt deI: 
Staatsumwälzung war in heiden Reichen die Strafrechtsl'eform 
schon seit Jahren im Gang. In Österreich seit 186I i im"Re1che 
nach der großen Kodifikation des Bürgerlichen Redhts seit 
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1902. Die Bestrebungen, beide Ströme zusammenzuführen, 
kamen seit 1916 in Gang. Entscheidend wurde dafür eine Ta­
gung der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung in Jena 
von 192 1. Hier fiel das Wort, daß die Österreicher den jüng­
sten deutschen Strafgesetzentwurl auch als den ihrigen betrach­
ten. Es wurde alsbald in Tat umgesetzt. Noch 1922 begann die 
gemeinsame Arbeit der Regierungsvertreter zur Aufstellung 
eines einheitlichen Entwurfs. Nach zeitraubenden, aber gründ­
lichen Vorberatungen im Deutschen Reichsrat kam die ge­
meinsame Vorlage im Frühjahr 1927 an den Deutschen Reichs­
tag, im Sommer an den österreichischen Nationalrat. Seitdem 
sind die Strafrechtsausschüsse beider Parlamente damit be­
faßt. Allerdings erfuhr die Arbeit unliebsame Unterbrechung 
durch die Auflösung des Reichstags im März 1928. Seit Okto­
ber aber ist sie auch hier wieder im Gang. Österreich und 
Deutschland arbeiten aber nicht nur neben-, sondern auch mit­
einander. Dafür wurde schon im Oktober 1927 eine eigene und 
einzigartige Organisation geschaffen. Zehn Abgeordnete des 
Reichstags und sechs Abgeordnete des Nationalrats treten perio­
disch als "Deutsch-österreichische parlamentarische Konferenz" 
zusammen, um· über abweichende Beschlüsse der SonderaUS'­
schüsse eine Verständigung zu suchen. DieS' wurde in höchst 
befriedigender Weise erreicht. Zweimal hat bisher die Straf­
rechtskonferenz getagt. Das eine Mal in Wien im November 
1927, das andere Mal in Berlin im Januar 1928. Eine für März 
nach Dresden in Aussicht genommene dritte Konferenz wurde 
durch die erwähnte R:eichstagsauflösung hinfällig. Der Wieder­
aufnahme im nächstgeeigneten Zeitpunkte steht nun nichts 
mehr im Wege. Schon das bisherige Ergebnis ist im wesent­
lichen die ~erständigung über den allgemeinen Teil des Ent­
wurfs .. Nur ein schwerwiegender Vorbehalt ist allerdings noch 
zu machen:. Die Todesstrafe. Für Österreich ist sie durch 
Art. 85 der Bundesverfassung vom Oktober 1920 im ordent­
lichen Gerichtsverlahren abgeschafft. Im deutschen Ausschuß 
ist eine VerständigUng noch nicht erzielt. Die Stimmen stehen 
al pari. Das gibt keinen Grund zu Pessimismus. Aber man darf 
sich nicht darüber täuschen, daß es sich hier um eine Schiele­
salsfrage für das einheitliche Strafgesetzbuch handelt. Käme es 
wegen dieses Streitpunktes selbst nur mit knapper Mehrheit zur 
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Annahme, so fehlten ihm von vornherein Lebensbedingungen 
volkstümlichen Vertrauens. Andererseits würde gerade die 
Strafrechts einheit eine starke Bürgschaft der Zukunft sein. Sie 
ist gewissermaßen der Prüfstein eines wahrhaftig vorhandenen 
einheitlichen Rechts- und Kulturbewußtseins. Denn Strafrecht 
setzt, ;\\rie kaum ein anderes Gebiet, die Überwindung rechtlicher 
und sozialer Gegensä,tze voraus. Ist dieses Fundament einmal 
gelegt, dann wird der Fortgang der Rechtseinheit auch in 
Wirtschaft und Verkehr wie eine Selbstverständlichkeit sich 
vollziehen. 

Anfänge dazu sind gemacht, Fortschritte sind vorbereitet. An 
kleineren Obj,ekten und sozusagen unter der Hand betä,tigte sich 
der Vereinigungswille durch Abkommen über Eisenbahnver­
kehr und Rechtshilfe, Beglaubigungs-, Vormundschafts- und 
Nachlaß wesen. Weitertragende Pläne wurden auf den Juristen­
tagen der Nachkrigszeit, namentlich dem Salzburger von 1928, 
aufgerollt : Vereinheitlichung eines reformierten Aktienrechts, 
der Kartellgesetzgebung, der Haftpflichtgrundsätze für Eisen­
und Straßenbahnen, Kraft- und Luftfahrzeuge, des Dienst- und 
Lohnrechts, des Handelsrechts. Als jüngstes Zeugnis von Ende 
Oktober ds. Jrs. sei schließlich noch angeführt die Entschlie­
ßung der Vel'einigung der Zivilprozeßlehrer in Wien. Ein neues 
Zeichen der Zusammengehörigkeit müsse die gemeinsame Zivil­
prozeßordnung für Deutschland und Österreich sein. Die noch 
bestehenden tiefen Unterschiede, wie in der Frage des Parteien­
eides, des Rechtsmittelverfahrens und in anderem seien in ge­
meinsamen Beratungen zu überwinden. 

Alle diese Einheitsbestrebungen auf dem Gebiete des Rechts 
haben, um noch einmal ZUlll Anfang zurückzukehren, eine er­
höhte Bedeutung durch ihren Zusammenhang mit der An­
schluß frage gewonnen. Art. 6 lAbs. 2 der Weimarer Verfas­
sung, der schon in einer bestimmten Beziehung die Beteili­
gung: Österreichs am Verfassungsleben des Reiches vorsieht, be­
steht formell noch heute zu Recht. Alle aber wissen, daß er un­
vollziehbar ist, so lange nicht der Rat des Völkerbundes nach 
Art. 80 des Friedensvertrags seine Zustimmung zur VereinigtUlg 
gibt. Jedes stürmisch agitatorische Drängen auf diesen Zeit­
punkt ist politisch unerwünscht und in der Sache ohne Erfolg. 
Die unermeßlichen internationalen Schwierigkeiten, die sich 
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heute noch unserer Forderung entgegenstellen, werden durch 
unzeitgemäßes Drängen nicht aus dem "Vege g,eräumt, sondern 
um vielfaches gesteigert und kompliziert. Mag immerhin bei 
jeder geeigneten Gelegenheit die feierliche Verwahrung des 
unverj,ährbaren Rechtes auf Selbstbestimmung wiederholt und 
aUe Welt darauf hingewiesen werden, daß: es ein Hohn der Ge· 
rechtigkeit wäre, einer mit der Wucht einer nationalen Notwen­
digkeit lebendigen, darum unsterblichen Gemeinschaftsbewe­
gung auf die Dauer gewaltsame Riegel vorzulegen. An der Tat­
sache, daß wir in Geduld die weltgeschichtliche Konstellatiol1 
abwarten müssen, wird dadurch nichts geändert. Das heißt 
aber nicht, daß in der Zwischenzeit die Hände untätig in den 
Schoß zu legen sind. Hier setzt die neue Funktion der Rechts­
einheitsbewegung ein. Sie ist die in der Stille sich vollziehende 
unmittelbare Vorbereitung des staatlichen Zusammenschlusses, 
die durch keinen Machtspruch gehemmt werden kann. Wer 
sich einmal konkrete Vorstellungen von den Rechtsvorausset­
zungen der zu erwartenden staatlichen Einheit gebildet hat, 
mußte zu dem Ergebnis kommen, daß noch viel breiter und 
tiefer, als 'es bis heute schon geschehen konnte, erst die Funda­
mente dieses Einheitsbaues gelegt und verdichtet werden müs­
sen. Nicht allein auf den oben genannten Rechtsgebieten, son­
dern vor allem auch auf dem der Verfassung. Reichsrefolinen 
großen Stils müssen hier wie dort vorangegangen sein. Je 
gründlicher diese Vorarbeit geleistet wird, um so reibungsloser 
um so selbstverständlicher wird sich der staatliche Anschluß 
vollziehen. Er wird dann, wie man glücklich die bekannte For­
mel auf diesen Fall übertragen hat, mehr nur von "deklaratori­
scher", als von ,)constitutiver" Bedeutung sein. Aus diesem 
Zusammenhang der Dinge muß die Freudigkeit erwachsen, die 
Arbeit an der Rechtseinheit zwischen Deutschland und Öster­
reich unermüdlich fortzusetzen. 
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